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„Moderner Diesel
– der ökologisch
beste Antrieb“

Ingenieur Thomas Koch wirbt
für neueste Selbstzünd-Motoren

Von Benjamin Auber

Heidelberg. Thomas Koch leitet seit 2013
am Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) das Institut für Kolbenmaschinen
(IFKM). Zuvor war er zehn Jahre bei der
Daimler AG in verschiedenen Positionen
tätig und hat dort mit zahlreichen Inno-
vationen die Dieseltechnologie schritt-
weise weiterentwickelt.

> Herr Koch, eigentlich sollten Diesel-
fahrer bezüglich der Umweltbilanz ein
gutes Gewissen haben. Jetzt sollen sie
mit der blauen Plakette an den Pranger
gestellt werden. Der richtige Weg?

Ein Diesel der modernsten Generation ist
der ökologisch beste Antrieb. Er ist die
beste Kompromisslösung aus allen Emis-
sionsbeiträgen. Entgegen den gebets-
mühlenartigen Falschaussagen ist die
Partikelkonzentration, also der Fein-
staub, in den gefilterten Abgasen eines
Diesels geringer als in der Umgebungsluft
in den Städten. Wir wissen, dass die größ-
ten Feinstaubbeitragsleister Kaminöfen,
andere Feuerungseinrichtungen oder In-
dustrieanlagen sind, aber auch der Stra-
ßenverkehr durch Reifenabrieb, Fahr-
bahnabrieb oder Bremsstaub. Hinzu
kommen landwirtschaftliche Einflüsse.
Müssen wir Menschen, die ein zwei Jahre
altes Auto gekauft haben, tatsächlich
enteignen? Ich kann das nicht verstehen.

> Aber gibt es auch nicht die Stickoxid-
problematik?

Richtig ist, dass aktuell circa zwei Drittel
der NO2-Belastung durch Verbrennungs-
motoren und Diesel verursacht wird. Der

NO2-Grenzwert, den
die EU festgelegt hat,
liegt bei 40 Mikro-
gramm pro Kubikme-
ter. Jeder erwachsene
Mensch in Deutsch-
land kann 42 Stunden
einer Arbeitsplatz-
konzentration von 950
Mikrogramm pro Ku-
bikmeter ausgesetzt
sein. Der Jahresmit-

telwert am Neckartor in Stuttgart beträgt
noch 88 – gleichzeitig verbessern sich die
NO2-Werte bereits deutlich in den letzten
zehn Jahren durch moderne Fahrzeuge.
Der PKW-Diesel steuert heute 26 bei, 35
kommt vom Hintergrund, beispielsweise
durch umliegende Kraftwerke. Der Bei-
trag schwerer Nutzfahrzeuge ist heute 16.
Wenn Sie jedem, der am Stuttgarter Ne-
ckartor vorbeifährt, ein modernes Auto
geben, liegt der Beitrag des PKW-Diesels
bei circa drei Mikrogramm pro Kubik-
meter. Die Verhältnismäßigkeit der Dis-
kussion ist nicht gegeben.

> Ist die Einführung der blauen Plakette
dann nicht sinnvoll?

Es ist eine mühsame Diskussion. Den
Schwarzen Peter haben in der Tat die
Kommunen. Ich plädiere mit Ruhe an die
Sache heranzugehen. Die Luft wird seit
Jahren kontinuierlich besser. Eine blaue
Plakette würde das natürlich beschleu-
nigen. Aber ist das notwendig?

> Was wäre eine bessere Alternative?
Die blaue Plakette würde auch ein Verbot
von einem ein Jahr alten Euro 5-Diesel-
fahrzeug bedeuten. Mein Vorschlag wäre
darüber nachzudenken, ob man nicht zu-
erst Fahrzeuge der Euro 3- oder Euro 4-
Norm verbietet. Einen alten Euro 2-Bus
könnte man ausrangieren. Ältere Taxis
auf modernste Dieseltechnologie umzu-
stellen, wäre ebenfalls ein interessanter
Hebel. Eine weitere Maßnahme wäre eine
Verkehrsverflüssigung. Auch gute Ver-
kehrsampelschaltungen helfen.

> In der Bundespolitik wird diskutiert im
Jahr 2030 Verbrennungsmotoren zu
verbieten. Was halten Sie davon?

Vollkommen hanebüchen, sozialer
Sprengstoff und ohne Mehrwert für die
Umwelt. Ich rate strengstens davon ab.
Langfristig macht es Sinn, den Anteil der
Elektromobilität zu erhöhen, vor allem
für Kurzstreckenfahrten. Das Elektro-
mobil ist aber bei der CO2-Bilanz im Re-
albetrieb klar im Nachteil. Auch beim
Feinstaub nützt das nichts, weil die heu-
tigen Dieselfahrzeuge sauber sind. Circa
50 Prozent des CO2 wird bei der Pro-
duktion des Elektromobils erzeugt. Da
lügt sich die Politik in die Tasche.

> Eigentlich wird doch mit den Elektro-
autos etwas Positives verbunden. Wa-
rum bewerten Sie das so negativ?

Weil wir einen klugen Mix aus allen An-
triebsbereichen brauchen. Wir müssen
andere Baustellen angehen, anstatt
krampfhaft Ladestationen zu bauen. Der
allererste Schritt wäre aus der CO2-Sicht,
den Stromverbrauch zu reduzieren und
die Kohlekraftwerke abzuschalten.

Hysterie im
Stuttgarter Talkessel?

Erster Feinstaubalarm seit April wird ausgelöst

Von Benjamin Auber

Heidelberg. Draußen rauscht der Ver-
kehr. Drinnen fühlt sich Albrecht Ernst
manchmal abgeschottet wie in einem
Hochsicherheitstrakt – einem „Fein-
staub-Hochsicherheitstrakt“. Als Refe-
ratsleiter im Landesarchiv Baden-Würt-
temberg wacht er über das Gedächtnis des
Landes. Hier, im Herzen der Landes-
hauptstadt, am Charlottenplatz, wurde
das Gebäude extra aufgerüstet, um einen
Feind der wertvollen Exponate fernzu-
halten. „Dort sam-
melt sich so einiges
an“, weiß Ernst über
die speziellen Par-
tikelfilter, die die
Luft in den Archiven
rein halten. „Die
Bücher haben einen
besseren Schutz-
schild als die Menschen“, schmunzelt er –
und kann doch die Hysterie nicht nach-
vollziehen, mit der im Talkessel diskutiert
wird. „Ich kann keinen unerträglichen
Zustand feststellen. Wenn man mal die
Situation mit Peking vergleicht, sind wir
meilenweit davon entfernt“, sagt Ernst.

Und doch heißt es ab Donnerstag wie-
der „Feinstaubalarm“ in Stuttgart – der
erste seit einem halben Jahr. Der Deutsche
Wetterdienst sagt einen stark einge-
schränkten Luftaustausch voraus. „So
sind es besonders windschwache Phasen,
die die Luft im Talkessel zum ,Stehen’
bringen kann. Außerdem begünstigt eine
Inversionswetterlage eine höhere Kon-
zentration von Feinstaub und Stickstoff-
dioxiden“,erklärtGerhardLuxvomDWD.

Die Perspektiven für die Pendler sind
düster. Noch ist der „Alarm“ nur ein un-
verbindlicher Appell, eine eindringliche
Bitte, die Autos stehen zu lassen und in
Busse und Bahnen zu steigen. Doch sollte
es mit der Luft nicht besser werden, wird
es am Neckartor – dort steht die zentrale
Messstation – ab 2018 nicht mehr ohne
Fahrverbotegehen.DazuhabensichLand

und Stadt in gewisser Weise sogar schon
verpflichtet. Zum einen, weil die EU ver-
bindliche Schmutz-Grenzwerte festge-
legt hat. Zum anderen klagte ein Anwoh-
ner erfolgreich: Bei einem Vergleich vor
dem Verwaltungsgericht wurde die Re-
duzierung des Verkehrs an Alarmtagen
um 20 Prozent zugesagt, sollte man die
Werte bis Ende 2017 nicht einhalten.

Die Politik diskutiert scharfe Maß-
nahmen. Verkehrsminister Winfried Her-
mann (Grüne) will die „Blaue Plakette“,
mit der nur noch Euro 6-Fahrzeuge im

Stadtverkehr zuge-
lassen werden. Re-
gierungschef Win-
fried Kretschmann
sprach sich im RNZ-
Interview zwar ge-
gen generelle Fahr-
verbote aus. Schob
jedoch nach: „Es

kann aber dazu kommen, dass wir veran-
lassen müssen, dass Fahrzeuge, die beson-
dersvielSchadstoffeausstoßen,nichtmehr
in die Innenstädte einfahren dürfen.“

Eine entsprechende Bundesratsinitia-
tive wurde auf den Weg gebracht. Erfolg
ungewiss. Denn es ist ein Schritt, den nicht
nur die Verkehrsminister anderer Länder
kritisch sehen. Auch Matthias Wissmann,
Verbandspräsident der Automobilindust-
rie, warnt: „Ein kurzfristiges Fahrverbot
für Dieselfahrzeuge in den Städten würde
das Gewerbe und viele Mittelständler tref-
fen – ebenso wie Millionen Autofahrer, die
sich erst vor kurzem ein Dieselmodell an-
geschafft haben. Das kann keiner wollen.“

Entspannter sieht das Gerhard Bouw-
huis, Geschäftsführer vom Autohaus
Joncker in Heidelberg: „Wie in der Ver-
gangenheit mit anderen Plaketten wird
sich das hinziehen. Bisher ist das für un-
sere Kunden kein Thema.“ Eine Aus-
nahme sieht er bei Unternehmen, die ei-
nen größeren Fuhrpark besitzen. Dort
würden Anreize geschaffen, um bei
Dienstwagen auf schadstoffärmere Mo-
delle umzusteigen. > Kommentar S. 2

Die schmutzigste Luft im Land: Regelmäßig werden an der Messstation amNeckartor in Stutt-
gart zu hohe Feinstaub-Werte registriert. Foto: Daniel Naupold
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Der Haushalt 2017 steht –
der Schuldenberg bleibt unangetastet

Keine neuen Kredite, aber auch keine Schuldentilgung – SPD: „Falsche Schwerpunkte“

Von Bettina Grachtrup

Stuttgart. 47 Milliarden Euro – so hoch
ist der Schuldenberg Baden-Württem-
bergs. Trotzdem will die grün-schwarze
Landesregierung noch keine Schulden
abbauen. Im Haushalt für 2017 legt sie
andere Schwerpunkte. Das Kabinett be-
schloss den Etat nach langen und
zähen Verhandlungen am Diens-
tag in Stuttgart.

Die Eckdaten
Der neue Haushalt umfasst vo-
raussichtlich Ausgaben in Höhe
von rund 48 Milliarden Euro, das
sind rund eine Milliarde Euro
mehr als 2016 und rund neun Mil-
liarden Euro mehr als der erste re-
guläre grün-rote Haushalt für
2012 auswies. Im Etat 2017 muss
Grün-Schwarz eine Finanzie-
rungslücke von rund 2,6 Milliar-
den Euro schließen.

Seit jeher bilden Steuern die

größten Einnahmeposten und

Personal den größten Ausgabe-

posten. Die Lücke von 2,6 Milli-

arden Euro deckt Grün-Schwarz

über Einsparungen (800 Millio-

nen Euro), Rücklagen (1 Milliar-

de Euro), Mehreinnahmen aus

Steuern (616 Millionen Euro) und

Geldern, die wegen rückläufiger

Flüchtlingszahlen frei werden

(rund 1 Milliarde Euro). Zudem

soll es strukturelle, also dauer-

hafte, Mehrausgaben von 150

Millionen Euro im Jahr geben. Es

sind keine neuen Kredite geplant.

Und für die Digitalisierung, da-

runter den Ausbau schnellen In-

ternets, gibt es einmalig rund 100

Millionen Euro.

Kein Schuldenabbau
Das Land hat Kreditmarkt-
schulden in Höhe von 47 Milli-
arden Euro. Grün-Schwarz will nicht mit
dem Abbau dieser Schulden beginnen, da
Kredite wegen niedriger Zinsen sehr
günstig sind. Mehreinnahmen aus Steu-
ern sollen in die Sanierung von Infra-
struktur und Gebäuden gesteckt werden.
Dafür will die Regierung die Verordnung
zur Landeshaushaltsordnung ändern
(siehe auch Nachricht rechts).

Der Lehrerstellenstreit im Vorfeld
Der grün-schwarze Haussegen hing
ziemlich schief, weil Kultusministerin
Susanne Eisenmann (CDU) öffentlich er-
klärte, mit den vorhandenen Lehrer-
stellen den Ausbau der Ganztagsschule,
der Inklusion und die Einführung des Fa-
ches Informatik nicht umsetzen zu kön-

nen. Es wurde nachverhandelt. Das Prob-
lem gilt nun als gelöst, wenngleich nicht
dauerhaft. „Grün-Schwarz hat in auf-
geregter Situation Ruhe bewahrt und
Kurs gehalten“, hatten die Fraktions-
vorsitzenden Wolfgang Reinhart (CDU)
und Andreas Schwarz (Grüne) dazu er-
klärt. Für die Opposition ist das Ergeb-
nis hingegen Flickschusterei.

Die Sparpläne
Allein die Ministerien müssen 2017 rund
370 Millionen Euro einsparen. Bislang
haben sie nur für eine Summe in Höhe von
rund 284 Millionen Euro konkrete Ein-
sparpläne benannt. Die restlichen rund 86
Millionen Euro werden über pauschale
Umlagen eingesammelt, die die Ressorts

dann irgendwie decken müssen.
Zudem kommt der Großteil der
konkreten Einsparsumme von 284
Millionen Euro aus der sogenannte
Allgemeinen Finanzverwaltung,
das heißt, hier geht es um Einspa-
rungen zum Beispiel über niedri-
gere Zinsen oder effizientes Ener-
giemanagement.

Das Wissenschaftsministerium
will seine Finanzauflagen vor al-
lem über Mehreinnahmen erfüllen,
die die Einführung von Studien-
gebühren für internationale Stu-
denten bringen soll. Das Innenmi-
nisterium verrechnet unter ande-
rem Mehreinnahmen aus Tempo-
kontrollen auf Autobahnen. Das
Justizministerium kürzt Mittel für
Investitionen bei Gerichten und
Staatsanwaltschaften. Das Sozi-
alministerium durchforstet Sozi-
alleistungen und Förderprogram-
me für Bürger auf Einsparpoten-
ziale. „Dabei achten wir darauf,
dass kein notwendiges Angebot in
derSubstanzbeschädigtwird“, sagt
ein Sprecher.

Stimmen zum Haushalt
„Wir haben den Spagat zwischen
der Haushaltskonsolidierung und
den wichtigen Politikbereichen, in
denen wir handeln müssen, hin-
bekommen“, erklärte Minister-
präsident Winfried Kretschmann
(Grüne) am Dienstag.

Die Opposition hingegen fand
kritische Worte. „Der Haushalt
setztzwei falscheSchwerpunkte:Er
bittet die Kommunen ohne Not zur

Kasse und verschlechtert massiv die Un-
terrichtsversorgung an den Schulen“, er-
klärte SPD-Fraktionschef Andreas
Stoch. Die Kultusministerin warnte er, sie
werde „in eine erhebliche Verschlechte-
rung der Unterrichtsversorgung hinein
rauschen“. Unter dem Strich bliebe auch
nach der Lösung des Stellenstreits ein be-
trächtlicher Stellenabbau stehen.

„Wir haben den Spagat hinbekommen“: Ministerpräsident
Winfried Kretschmann und Finanzministerin Edith Sitzmann
(beide Grüne) zeigten sich zufrieden. Fotos: Marijan Murat
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Tankstellen: Alkoholverkauf erlauben
Der Verband der Tankstellen dringt
auf die Aufhebung des nächtlichen Al-
koholverkaufsverbots, wie es Grüne
und CDU in ihrem Koalitionsvertrag
vereinbart haben. „Unserer Ansicht
nach könnte und sollte die Aufhebung
schnellstens erfolgen“, sagte Ver-
bandsgeschäftsführer Jochen Wil-
helm. Unterstützung kam von FDP-
Landeschef Michael Theurer. „Es ist
ein Gebot der Klugheit, ein Gesetz ab-
zuschaffen, das sich als wirkungslos
erwiesen hat“, erklärte er.

37 Jahre: Heiligenfigur ist zurück
Eine vor 37 Jahren gestohlene Heili-
genfigur steht wieder an ihrem alten
Platz: Mit einer kleinen Andacht wur-
de am Dienstagmittag die Figur des
Heiligen Johannes in der Weilerkir-
che in Haigerloch-Owingen (Zollern-
albkreis) aufgestellt. Nach Angaben
des LKA war die Holzfigur im De-
zember 1979 gestohlen worden. Sie ist
schätzungsweiserund500Jahrealt. Im
Jahr 2014 hatten Fahnder einen Hin-
weis auf die gestohlene Heiligenfigur
erhalten. Sie wurde von einem An-
bieter aus Bayern im Internet ver-
kauft – und beim Käufer in der Slo-
wakei ausfindig gemacht.

Neue Schuldenregel
„erwägenswert“

Stuttgart. (mus) Wenn die Steuereinnah-
men weit über dem langfristigen Schnitt
liegen, muss das Land eigentlich Alt-
schulden am Kreditmarkt tilgen. Nun will
Grün-Schwarz die Verordnung der Lan-
deshaushaltsordnung ändern, damit
Mehreinnahmen auch zur Tilgung „im-
plizierter“ Schulden genutzt werden
können. Soll heißen: Überschüsse fließen
künftig in Sanierungsprogramme statt in
die Tilgung von Kreditmarktschulden.
Reaktionen Die FDP kritisiert das Vorge-
hen, angesichts sprudelnder Einnahmen
müssten die Verpflichtungen des Landes
am Kreditmarkt verringert werden.

Dagegen hält der Landesrechnungs-
hof die von Grün-Schwarz geplante Än-
derung für „erwägenswert“. Angesichts
niedriger Kreditmarktzinsen und großer
Sanierungsstaus könne es „in Ausnah-
mesituationen“ sinnvoll sein, Mittel statt
für die Tilgung von Krediten für den Ab-
bau der „impliziten“ Verschuldung be-
reitzustellen, so ein Sprecher der Prüf-
behörde gegenüber dieser Zeitung.


